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Grundrechts. Es wird darüber hinaus durch die Nut­
zung der vielfältigen Formen der Sowjetdemokratie 
wahrgenommen, vor allem durch die Mitwirkung an 
der Leitung der Produktion und der Angelegenheiten 
der Arbeitskollektive. Die durch die Verfassung garan­
tierten politischen Rechte und Freiheiten wie die Rede­
freiheit, Pressefreiheit, Versammlungs- und Kund­
gebungsfreiheit, die Vereinigungsfreiheit oder das 
Recht, Vorschläge zur Verbesserung der Tätigkeit der 
staatlichen Organe und gesellschaftlichen Organisatio­
nen zu unterbreiten und Mängel in deren Arbeit zu 
kritisieren, dienen der Verwirklichung des Grundrechts 
auf umfassende Mitwirkung und der Entfaltung der 
demokratischen Aktivität aller Bürger.

Auf der Überwindung des Gegensatzes von Staat 
und Bürger, der Übereinstimmung der gesellschaft­
lichen und individuellen Interessen beruht die Realität 
solcher persönlichen Rechte wie der Unverletzlichkeit 
der Person, der Unverletzlichkeit der Wohnung, des ge­
setzlichen Schutzes des persönlichen Lebens sowie des 
Post- und Fernmeldegeheimnisses. „Die Achtung der 
Persönlichkeit, der Schutz der Rechte und Freiheiten 
des Sowjetmenschen ist die Pflicht aller Staatsorgane, 
gesellschaftlichen Organisationen und Staatsfunktio­
näre“ (Art. 57 des Entwurfs). Wo der Mensch im Mit­
telpunkt allen Wirkens von Staat und Gesellschaft 
steht, ist dieser Verfassungsgrundsatz gesicherte Wirk­
lichkeit.

Mit der Weiterentwicklung der Grundrechte der 
Bürger werden in der neuen sowjetischen Verfassung 
auch die Garantien dieser Rechte entsprechend dem 
erreichten hohen Entwicklungsstand der Gesellschaft 
wesentlich ausgebaut. Zu jedem Grundrecht gibt die 
Verfassung eine klare Antwort, wie das Recht für die 
Bürger gesichert wird. Der Grundrechtskatalog ist zu­
gleich eine Zusammenfassung der Errungenschaften 
des Sowjetvolkes im Ergebnis des Aufbaus des reifen 
Sozialismus.

Die Grundpflichten der Bürger werden mit der Ver­
vollkommnung und Erweiterung der Grundrechte und 
ihrer Garantien ebenfalls ausgebaut und präzisiert. 
„Die Verwirklichung der Rechte und Freiheiten durch 
den Bürger ist nicht zu trennen von der Erfüllung sei­
ner Pflichten“, heißt es in Art. 59 des Entwurfs. Neu 
auf genommen in die Verfassung wurden solche grund­
legenden Pflichten der Sowjetbürger wie die Pflicht, 
die Interessen des Sowjetstaates zu schützen und zur 
Stärkung seiner Macht und seiner Autorität beizutra­
gen, sowie die Verpflichtung, die nationale Würde an­
derer Bürger zu achten und die Freundschaft zwischen

den Nationen und Völkerschaften des multinationalen 
Sowjetstaates zu festigen. Auch die internationalisti­
sche Pflicht der Bürger der UdSSR, zur Entwicklung 
der Freundschaft und Zusammenarbeit mit den Völ­
kern anderer Länder sowie zur Aufrechterhaltung und 
Festigung des Weltfriedens beizutragen, wird zur ver­
fassungsrechtlichen Pflicht erklärt.

Es sind zutiefst humanistische Pflichten, die hier 
normiert werden. Sie haben nicht die Unterordnung 
unter fremde Mächte und Interessen zum Inhalt, sie 
sind vielmehr Ausdruck der gemeinsamen Verantwor­
tung der Sowjetbürger für ihre Gesellschaft und ihren 
Staat, für das Kollektiv und den Mitbürger. Sie sind 
geprägt vom Miteinander und Füreinander, von der 
Solidarität der Schaffenden. Ihre Erfüllung dient der 
Formung des Menschen im humanistischen Sinne, im 
Geiste kommunistischer Bewußtheit.

Die neue Verfassung der UdSSR dokumentiert vor 
aller Welt die sozialistischen Errungenschaften des So­
wjetvolkes und verdeutlicht, welch tiefgreifende Um­
gestaltung der Gesellschaft sich seit dem Roten Okto­
ber vollzogen hat. Im Lande Lenins, das als erstes den 
Weg des Sozialismus beschritten hat und heute der 
Menschheit auf dem Wege zum Kommunismus voran­
schreitet, haben die Menschenrechte ihre bisher höchste 
Entwicklung erfahren. Der Sozialismus erweist sich als 
die Ordnung wahrer Freiheit und Menschlichkeit, de­
ren Einfluß und Anziehungskraft auf die übrige Welt 
ständig zunimmt. Bei der Begründung des Verfas­
sungsentwurfs betonte L. I. Breshnew: „Die darin kon­
zentriert niedergelegten Errungenschaften des sieg­
reichen Sozialismus werden den Völkern jener Länder 
ein begeisterndes Beispiel geben, die vor kurzem den 
Weg der sozialistischen Entwicklung gewählt haben. 
Sie stärken die Zuversicht der werktätigen Massen der 
kapitalistischen Länder in ihrem Kampf für ihre 
Rechte, für die Befreiung vom Joch der kapitalistischen 
Ausbeutung.“6 1 2 3 4 5 6
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Seit dem Sieg der Großen Sozialistischen Oktoberrevolu­
tion wurde die Gesetzlichkeit zu einem tragenden Verfas­
sungsprinzip des Sowjetstaates. Bestandteil des Kampfes 
um den Sieg der Prinzipien der sozialistischen Gesetzlich­
keit war die Schaffung und Festigung der Grundlagen der 
sozialistischen Sowjetgesetzgebung. Diese sehr wichtige 
staatliche Arbeit leiteten W. I. Lenin und der Rat der 
Volkskommissare.

Die Sowjetregierung entfaltete von Anfang an eine

wahrlich titanenhafte Arbeit in allen Sphären des politi­
schen, ökonomischen und kulturellen Lebens einschließlich 
der Gesetzgebung. Auf der Sitzung des Gesamtrussischen 
Zentralexekutivkomitees (ZEK) Anfang April 1918 be­
merkte J. M. Swerdlow im Bericht über die Ausarbeitung 
der ersten Sowjetverfassung, daß der Rat der Volkskom­
missare ein unmittelbares, d. h. sowohl gesetzgebendes als 
auch vollziehendes und administratives Machtorgan ist.

In der Periode vom Sieg der Großen Sozialistischen


